
 

 

 

  

1. Schriftliche Anfrage betreffend Zugang von Migrant/innen zum gemeinnützigen 
Wohnungsbau 

16.5115.01 
 

Der gemeinnützige Wohnungsbau ist ein alternatives Wohnmodell, von dem alle profitieren. Einerseits treibt es 
trotz Bodenknappheit die Wohnungspreise nicht zu sehr in die Höhe, da das Ziel des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus nicht die Rendite (Gewinnabschöpfung), sondern die Reinvestition, respektive Bereitstellung von 
Wohnraum ist. Andererseits ist gerade bei Wohn(bau)genossenschaften eine aktive Teilnahme und Mithilfe sehr 
gewünscht, was die Integration der Bewohner/innen fördert - unabhängig von Alter, Geschlecht, Wohnform, 
Nationalität und Ethnie. 

In den letzten Jahren wurde seitens Politik bereits einiges unternommen, um den gemeinnützigen Wohnungsbau 
zu fördern. Dennoch gibt es Gruppierungen in Basel-Stadt, die kaum Zugang dazu finden. 

Aus diesem Grund bitte ich die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

− Was wissen wir über die soziodemografische und soziokulturelle Zusammensetzung der Bewohner/innen 
in Wohnbaugenossenschaften (d.h. insbesondere über deren Alter, Geschlecht, Wohnform, [Familie, 
Einzelpersonen, etc.] und Nationalität)? 

− Hat der Kanton bis anhin in irgendeiner Form versucht, auf bestehende Wohnbaugenossenschaften 
einzuwirken (z.B. bei der Aushandlung oder Verlängerung von Baurechtsverträgen oder auch durch 
Gespräche), um sie dazu zu motivieren, sich gegenüber Migrant/innen zu öffnen? 

− Gäbe es für den Kanton effiziente Möglichkeiten, eine Öffnung den diskrimierungsfreien Zugang zu 
Genossenschaftswohnungen zu fördern? (Ohne Quotenregelungen) 

− Gibt es vom Kanton Basel-Stadt aus ein Informationsblatt oder eine Broschüre über die 
Fördermassnahmen des Kantons für Bauprojekte bestehender und v.a. neugebildeter 
Wohnbaugenossenschaften? Falls nein, gedenkt der Regierungsrat ein solches zu erstellen? 
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